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1. Ausgangslage  
 

Die Zahl der Flüchtlinge, die in Deutschland Asyl beantragen bzw. aus sonstigen Gründen Schutz 

suchen, ist in den Jahren 2013 und 2014 auch aufgrund der zunehmenden, mit Gewalt ausgetra-

genen Konflikte in der Welt wieder angestiegen. Das Asylverfahren ist kein Zuwanderungsverfah-

ren. Häufig wird der Begriff des Asyls mit dem Begriff der Zuwanderung gleichgesetzt. Die gelten-

den Regelungen zum Thema Asyl regeln nicht die Zuwanderung in die Bunderepublik Deutschland. 

Fragen der gesteuerten Zuwanderung und der Gewinnung ausländischer Fachkräfte, wie sie mit 

der Einführung der Blauen Karte im Aufenthaltsrecht eingeführt worden sind und die ein dauerhaf-

tes Aufenthaltsrecht für ausländische Fachkräfte ermöglichen, bleiben von asylrechtlichen Frage-

stellungen unberührt und werden im Folgenden nicht betrachtet.  

 

Die Zahl der Asylsuchenden lässt sich nicht sicher vorhersehen. Sie hat sich in der Vergangenheit 

von Jahr zu Jahr erheblich verändert und hängt in erster Linie davon ab, ob und wo auf der Welt 

sich politische, aber auch kriegerische oder soziale  Krisen ereignen, die Menschen dazu bewegen, 

ihre Heimat zu verlassen, um ihr Leben zu retten oder einfach eine bessere Zukunft anderswo zu 

suchen. Asyl ist ein im Grundgesetz verankertes Recht. Doch längst nicht alle Gründe, die ange-

stammte Heimat zu verlassen, berechtigen am Ende auch zum politischen Asyl in Deutschland.  

 

 

2. Verteilung 
 
2.1. Verteilung in Europa 

 
Die Zahl der in den EU-Mitgliedstaaten gestellten Asylerst- und Folgeanträge hat sich zwischen 

2009 und 2013 von 260.730 auf 434.160 (davon ca. 90 % Erstanträge) um zwei Drittel erhöht. 

 

Die Verteilung auf die Mitgliedstaaten ist dabei höchst unterschiedlich: Im Jahr 2013 entfielen rund 

70 % aller in der EU gestellten Asylanträge auf fünf Staaten: Deutschland (127.000, 29 %), Frank-

reich (65.000, 15 %), Schweden (54.000, 13 %), Großbritannien (30.000, 7 %) und Italien (28.000, 

6 %). Demgegenüber kamen 14 Mitgliedstaaten (also die Hälfte der EU) insgesamt nur auf 3,2 %. 

Die übrigen neun EU-Staaten (Belgien, Ungarn, Österreich, Niederlande, Polen, Griechenland, 

Dänemark, Bulgarien und Spanien) teilten sich die restlichen 28 % 0F

1. 

 

                                                      
1 Überschreitung von 100 % rundungsbedingt. Das BAMF weist in seinem Internetauftritt darauf hin, dass 
aus Datenschutzgründen bei Eurostat die Asylstatistik/Antragszahlen in Fünferschritten auf- bzw. abgerun-
det werden. 
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Betrachtet man die Verteilung auf die Mitgliedstaaten in Relation zur Einwohnerzahl, liegt Deutsch-

land auf Platz 10. 

 

In der Zeit von Januar bis Dezember 2014 haben insgesamt 202.834 Personen in Deutschland 

Asyl beantragt, darunter 173.072 als Erstanträge und 29.762 als Folgeanträge. Gegenüber dem 

Vergleichszeitraum im Vorjahr (127.023 Personen) bedeutet dies eine Erhöhung um 75.811 Per-

sonen (59,7 %). Die Zahl der Asylerstanträge im Jahr 2014 (173.072) stieg damit gegenüber dem 

Vorjahreszeitraum (109.580 Erstanträge) um 57,9 %. Hauptherkunftsländer waren Syrien, Serbien 

und Eritrea. Die Zahl der Asylfolgeanträge im Jahr 2014 (29.762) stieg im Vergleich zum Vorjah-

reszeitraum (17.443) um 70,6 %. Hauptherkunftsländer waren Serbien, Irak und Mazedonien. 

 

Von Januar bis Dezember 2014 wurden insgesamt 128.911 Entscheidungen über Asylanträge 

getroffen. Die Gesamtschutzquote (Asylberechtigte, Anerkennung als Flüchtling, subsidiärer 

Schutz, Abschiebungsverbote) lag im Jahr 2014 bei 31,4 % (40.563 positive Entscheidungen von 

insgesamt 128.911). Im Vergleich zum Vorjahreswert stieg die Gesamtschutzquote um 6,5 %-

Punkte an. Insgesamt 25,8 % wurde die Rechtsstellung eines Flüchtlings nach dem Abkommen 
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über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. August 1951 (Genfer Flüchtlingskonvention) zuer-

kannt (Durchschnitt der EU-28 in 2013: 34 %). Darunter waren 1,8 %, die als Asylberechtigte aner-

kannt wurden, sowie 24,0 %, die Flüchtlingsschutz nach § 3 des Asylverfahrensgesetzes i.V.m. § 

60 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes erhielten. Weitere 4,0 % erhielten subsidiären Schutz nach § 4 

des Asylverfahrensgesetzes im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU. Darüber hinaus hat das Bundes-

amt von Januar bis November 2014 bei 1,6 % Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5 und 7 

Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes festgestellt.  

 

2.2. Verteilung in Deutschland 
 

Die Bundesländer teilen sich die aufzunehmenden Asylbewerber nach dem sogenannten “Königs-

teiner Schlüssel1F

2“ auf, der die Bevölkerungszahl und die Wirtschaftskraft berücksichtigt. Sachsen 

erhält danach im Jahr 2015 einen Anteil von ca. 5,1 % der Gesamtzahl der Asylsuchenden. 

 

 

 

                                                      
2 Der Königsteiner Schlüssel regelt die Aufteilung des Länderanteils bei gemeinsamen Finanzierungen. Er 
setzt sich zu zwei Dritteln aus dem Steueraufkommen und zu einem Drittel aus der Bevölkerungszahl der 
Länder zusammen. 
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2011 kamen nach diesem Schlüssel knapp 2.700 Menschen als Erstantragsteller nach Sachsen, 

um politisches Asyl zu beantragen, 2012 etwas mehr als 3.500. 2013 folgte dann ein deutlicher 

Anstieg der Asylbewerberzahlen: Dem Freistaat wurden im Jahr 2013 etwas mehr als 6.000 Asyl-

suchende zur Aufnahme zugewiesen, während die Zahl der Erstanträge auf Asyl für ganz Deutsch-

land binnen Jahresfrist von gut 64.500 auf 127.000 stieg. Im Jahr 2014 wurden 173.072 Erstanträ-

ge gestellt. In der Erstaufnahmeeinrichtung in Sachsen wurden 2014 insgesamt 11.786 Personen 

aufgenommen. 

 

Die zehn Hauptherkunftsländer in Sachsen waren mit Stand zum 31. Dezember 2014: 

 

1. Syrien    (2.678)   

2. Tunesien2F

3  (944)      

3. Libyen    (880)     

4. Kosovo   (847) 

5. Eritrea    (727)    

6. Serbien    (718)    

7. Marokko   (483)    

8. Indien   (470)       

9. Russische Föderation (463)    

10. Albanien    (356)        

 

 

2.3. Verteilung in Sachsen 
 

Die landesinterne Verteilung in Sachsen auf die Landkreise und Kreisfreien Städte erfolgt nach ei-

nem Schlüssel, der sich aus dem Anteil des jeweiligen Landkreises bzw. der Kreisfreien Stadt an 

der Wohnbevölkerung des Freistaates Sachsen errechnet; maßgeblich sind die Verhältnisse am 

30. Juni des jeweils vorangegangenen Jahres. Danach ergibt sich folgende Verteilquote (Stand 30. 

Juni 2013): 

 

Chemnitz, Stadt     5,98 % 

Erzgebirgskreis     8,74 % 

Mittelsachsen      7,81 % 

Vogtlandkreis      5,81 % 

Zwickau      8,12 % 

Dresden, Stadt              13,01 % 

                                                      
3 Bis 31.12.2014  besaß die BAMF Außenstelle in Chemnitz und damit der Freistaat Sachsen die Sonderzu-
ständigkeit für Tunesien, ab 1.1.2015 wird die Zuständigkeit mit Baden-Württemberg geteilt.  
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Bautzen      7,65 % 

Görlitz       6,51 % 

Meißen      6,04 % 

Sächsische Schweiz-Osterzgebirge   6,08 % 

Leipzig, Stadt     12,96 % 

Leipzig        6,39 % 

Nordsachsen       4,89 % 

 

 

3.  Asylbewerber in Sachsen 
 

Zum Stichtag 31.12.2014 lebten in Sachsen insgesamt 16.011 Asylbewerber (= Asylbewerber im 

Verfahren sowie bereits abgelehnte Asylbewerber), davon waren 14.637 in den Kommunen und 

1.374 in der Erstaufnahmeeinrichtung (EAE) untergebracht.  

 

Mit Stand Dezember 2014 wurden 11.786 Neuzugänge durch die Erstaufnahmeeinrichtung in 

Chemnitz registriert.  

 

 

4. Überblick über das Asylverfahren 
 

4.1. Begriffsbestimmung Asylbewerber / sonstiger Flüchtling  
 

Es ist zu unterscheiden zwischen Asylbewerbern und sonstigen Flüchtlingen. 

 

Jeder Antrag auf Asyl wird durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)  auf der 

Grundlage des Asylverfahrensgesetzes (AsylVerfG) darauf hin überprüft, ob 

  

(1) Asylrecht (politische Verfolgung nach Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz = Grundrecht auf  

 Asyl 3F

4) 

oder  

(2) Internationaler Schutz  

oder 
                                                      

4 Nach Artikel 16a des Grundgesetzes (GG) der Bundesrepublik Deutschland genießen politisch Verfolgte 
Asyl. Das Asylrecht wird in Deutschland nicht nur - wie in vielen anderen Staaten - auf Grund der völker-
rechtlichen Verpflichtung aus der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) von 1951 gewährt, sondern hat als 
Grundrecht Verfassungsrang. Es ist das einzige Grundrecht, das nur Ausländern zusteht. 

 



 

 
8 

(3) Flüchtlingsschutz 

oder  

(4) Subsidiärer Flüchtlingsschutz (z.B. wegen drohender Todesstrafe)  

oder 

(5) ein Abschiebeverbot besteht. 

 

a) Asylbewerber  

 

Asylberechtigter ist, wer im Falle der Rückkehr in das Land seiner Staatsangehörigkeit oder als 

Staatenloser in das Land seines gewöhnlichen Aufenthalts einem schwerwiegenden Eingriff in 

Leib, Leben oder Freiheit ausgesetzt sein wird, wegen seiner  

 

- Politischen Überzeugung  

- Religiösen Grundentscheidung oder  

- Unveränderbaren Merkmale, die sein Anderssein prägen (z.B. Nationalität etc.),  

 

ohne eine Fluchtalternative innerhalb des Heimatlandes oder anderweitigen Schutz vor Verfolgung 

zu haben.  

 

Als Asylberechtigter wird nicht anerkannt, wer über einen sicheren Drittstaat in die Bundesrepublik 

Deutschland eingereist ist (Mitgliedstaaten der EU, Norwegen, Schweiz). Das Asylverfahren ist 

dann in diesen Ländern durchzuführen. 

 

b) sonstiger „Flüchtling“  

 

aa) Sonstige Flüchtlinge, die unter den internationalen Schutzstatus fallen, sind Personen, 

denen aus völkerrechtlichen, dringenden humanitären oder zur Wahrung politischer Interessen der 

Bundesrepublik Deutschland der Aufenthalt in dieser gewährt wird. 

 

Aktuell sind hierbei zu nennen: 

  

- die „Resettlement“-Flüchtlinge4F

5 und  

- syrische Schutzbedürftige, denen aufgrund einer Anordnung des Bundes oder eines Lan-

des die Einreise in das Bundesgebiet gestattet und denen sofort eine Aufenthaltserlaubnis 

zu erteilen ist.  

 
                                                      
5 Die Aufnahme erfolgt im Rahmen des von der Innenministerkonferenz 2011 beschlossenen Resettlement-
Programms, das die Neuansiedlung von besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen aus Drittstaaten beinhal-
tet. Innerhalb von drei Jahren werden auf diese Weise 900 Flüchtlinge in der Bundesrepublik aufgenommen. 
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bb) Flüchtlingsschutz genießt auch, wer sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen 

seiner  

 

- Rasse,  

- Religion,  

- Nationalität,  

- Politischen Überzeugung oder  

- Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe  

 

außerhalb des Herkunftslandes, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder als Staatenloser au-

ßerhalb seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und den Schutz seines Heimatlandes nicht in 

Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will.  

 

cc) Subsidiär Schutzberechtigter ist, wer stichhaltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, 

dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht und er den Schutz seines Heimat-

landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen der Bedrohung nicht in Anspruch nehmen will.  

 

Als ernsthafter Schaden gilt:  

 

- Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe  

- Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder  

- eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson 

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffne-

ten Konflikts.  

 

dd) Ein Abschiebeverbot besteht, wenn  

 

- die Abschiebung in den Zielstaat eine Verletzung der Europäischen Konvention zum Schutz 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) darstellt oder  

- im Zielstaat eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht.  
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4.2. Entscheidungsmöglichkeiten und aufenthaltsrechtliche Folgen 
der Entscheidung 

 
Entscheidung   Aufenthaltstitel und Dauer Niederlassungserlaubnis 

Zuerkennung 

Flüchtlingseigenschaft, § 3 

Abs. 1 AsylVfG 

und eventuell zusätzlich Asylbe-

rechtigung (Art. 16a GG) 

Aufenthaltserlaubnis für 3 

Jahre 

 

Niederlassungserlaubnis ist 

nach 3 Jahren zu erteilen, wenn 

kein Widerruf erfolgt 

 

 

oder 

 

Zuerkennung subsidiärer 

Schutz, § 4 AsylVfG 

 

Aufenthaltserlaubnis für 1 

Jahr 

 

Verlängerung für weitere 

Jahre möglich 

 

Niederlassungserlaubnis 

kann nach 7 Jahren erteilt  

werden 

 

 

oder 

 

Feststellung zu 

Abschiebungsverboten, § 60 

Abs. 5, Abs. 7 AufenthG 

 

Aufenthaltserlaubnis soll für 

mindestens 1 Jahr erteilt 

werden 

 

Niederlassungserlaubnis 

kann nach 7 Jahren erteilt  

werden 

 

 

Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel, § 9 AufenthG. 

 

Am 6. November 2014 trat in Deutschland ein neues Gesetz in Kraft, das die Staaten Serbien, die 

ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien sowie Bosnien und Herzegowina als sichere Her-

kunftsstaaten einstuft. Die Anträge von Antragstellern aus diesen Ländern können nun schneller 

bearbeitet werden6. Mit dem neuen Gesetz zu sicheren Herkunftsstaaten geht das Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge im Regelfall davon aus, dass in diesen Staaten keine Gefahr der asylre-

levanten Verfolgung für den Antragsteller droht. Wer aus einem sicheren Herkunftsstaat kommt, 

dessen Asylantrag wird regelmäßig als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt. 

 
                                                      
6 Mit Blick auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes am 6. November 2014 besteht die Erwartung, 
dass sich der Bestand an zugegangenen Asylbewerbern aus diesen Ländern in kommunalen Unterkünften 
perspektivisch reduziert. 
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4.3. Anzahl der Asylanträge 
 

Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden für den Bereich Sachsen Erst- und 

Folgeantragsteller registriert: 

 

2010:  2.305     

2011: 2.475      

2012:  3.382  

2013:  5.645  

2014:  6.9307 

 

 

4.4. Klageverfahren 
 

Gegen die Entscheidung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge steht dem Asylbewerber 

der Weg zu den Verwaltungsgerichten und Verfassungsgerichten offen. Die Klage muss grund-

sätzlich binnen kurzer Zeit (binnen zwei bzw. einer Woche) 5F

8 erhoben werden, i. d. R. ist ein Antrag 

auf einstweiligen Rechtsschutz notwendig. Neben den nationalen Gerichten können auch der Eu-

ropäische Gerichtshof (EuGH) und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte angerufen 

werden.  

 

Im Jahr 2013 betrug die durchschnittliche Verfahrensdauer vor den sächsischen Verwaltungsge-

richten bei Eilverfahren im Asylrecht 0,8 Monate und für das Hauptsacheverfahren 11,2 Monate. 

 

 

4.5. Abschiebungen 
 

Im Jahr 2014 wurden aus Sachsen 1.037 Personen abgeschoben. In den Vorjahren sahen die 

Abschiebezahlen wie folgt aus:  

 

2010:     789    

2011:    929      

                                                      
7 Aus der Zeitdauer zwischen dem Zugang in der Erstaufnahmeeinrichtung und der  Stellung des Antrages 
ergibt sich die Differenz zwischen der Zahl der Neuzugänge. („über 11.700“ - S. 7) und der der gestellten 
Anträge. 
8 § 74 Asylverfahrensgesetz (1) Die Klage gegen Entscheidungen nach diesem Gesetz muss innerhalb von 
zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung erhoben werden; ist der Antrag nach § 80 Abs. 5 der Ver-
waltungsgerichtsordnung innerhalb einer Woche zu stellen (§ 36 Abs. 3 Satz 1), ist auch die Klage innerhalb 
einer Woche zu erheben. 
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2012:     765   

2013:   1.230 

 
 

5. Unterbringung und soziale Betreuung 
 

Der Freistaat Sachsen ist wie jedes Bundesland verpflichtet, für die Unterbringung von Asylbewer-

bern die dazu erforderlichen Erstaufnahmeeinrichtungen zu schaffen und zu unterhalten. Asylbe-

werber sind verpflichtet, bis zu sechs Wochen, höchstens jedoch für drei Monate, in der Erstauf-

nahmeeinrichtung zu wohnen.  

 

Ausländer, die einen Asylantrag gestellt haben und nicht mehr verpflichtet sind, in einer Aufnah-

meeinrichtung zu wohnen, werden derzeit in Gemeinschaftsunterkünften oder im Ausnahmefall in 

dezentralen Einrichtungen (Wohnungen) untergebracht9. Hierbei sind sowohl das öffentliche Inte-

resse als auch die Belange des Ausländers zu berücksichtigten. Gegenwärtig werden ca. 47 %10 

dezentral untergebracht, darunter regelmäßig Familien. 

 

In Sachsen sind nach dem Aufenthalt in der Erstaufnahmeeinrichtung gemäß des Sächsischen 

Flüchtlingsaufnahmegesetzes (SächsFlüAG) für die Unterbringung die Landkreise und Kreisfreien 

Städte als untere Unterbringungsbehörden zuständig. Die Einrichtung und Unterhaltung dieser 

Unterkünfte liegt in kommunaler Verantwortung. Die Kommunen erstellen Konzeptionen mit Kapa-

zitäten für die zentrale und die dezentrale Unterbringung. 

 

Für die Ausstattung der Gemeinschaftsunterkünfte hat das Sächsische Staatsministerium des In-

nern Mindestempfehlungen herausgegeben, deren Einhaltung von der Landesdirektion Sachsen  

und dem Sächsischen Ausländerbeauftragen (Stichwort Heim-TÜV)  überprüft werden. 

 

Für die soziale Betreuung von Asylbewerbern und Flüchtlingen, die neben dem  

- Einsatz von Sozialarbeitern auch 

- Projekte zum Spracherwerb und ähnliche Integrationsmaßnahmen 

umfassen soll, sind im nächsten Doppelhaushalt 2015/16 11,5 Mio. EUR vorgesehen.  

 

 

  

                                                      
9 § 53 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) 
10 Quelle: Antwort auf die Kleine Anfrage Drs. 6/1999. Die Spanne reicht von 8 % bis 69 % je nach Landkreis 
bzw. Kreisfreie Stadt. 
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6. Umgang mit unbegleiteten Minderjährigen 
 

Unbegleitete Minderjährige werden von Anfang an von den Trägern der Jugendhilfe - das sind 

die Landkreise und Kreisfreien Städte - betreut. 

 

Derzeit wird eine Änderung des Bundesrechts erwogen, die eine Kontingentierung und bundeswei-

te Umverteilung der unbegleiteten Minderjährigen ermöglichen soll, da die bundesweite Vertei-

lung derzeit stark zwischen den Ländern differiert. In Sachsen befinden sich derzeit weniger als 

100 Minderjährige in der Obhut der Jugendämter. 

 

 

7. Leistungsbezug der Asylbewerber 
 

Asylbewerber erhalten vom Freistaat bzw. den Kommunen, was sie für das tägliche Leben brau-

chen: Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) regelt ihre Versorgung. Folgende Leistungen 

sind vorgesehen: 

 

- Grundleistungen für Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege, 

Gebrauchs- und Verbrauchsgüter im Haushalt, 

- Taschengeld für persönliche Bedürfnisse im Alltag, 

- Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt, 

- bei besonderen Umständen auch weitere Leistungen, die vom Einzelfall abhängen. 

 

Die Grundleistungen werden noch als Sachleistungen bereit gestellt. Hiervon kann – soweit nötig – 

abgewichen werden, wenn der Asylbewerber nicht in einer Aufnahmeeinrichtung (Gemeinschafts-

unterkunft) untergebracht ist11. Einzelheiten des Verfahrens regeln die Bundesländer. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hatte die bisherige Höhe der Geldleistungen für Asylbewerber für 

verfassungswidrig erklärt7F12. Mit dem Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungsgeset-

zes8F und des Sozialgerichtsgesetzes 13, das zum 1. März 2015 in Kraft tritt, wird der Vorrang des 

Sachleistungsbezugs abgeschafft und das Gesetz in folgenden wesentlichen Punkten geändert.  

                                                      
11 Die sächsischen Landkreise haben hiervon ganz überwiegend Gebrauch gemacht. 
12 Diese seien für den Lebensunterhalt von Asylbewerbern unzureichend und nicht nachvollziehbar. Asylbe-
werber bekamen durchschnittlich 225 Euro monatlich. Das Bundesverfassungsgericht forderte, dass das 
menschenwürdige Existenzminimum transparent und nachvollziehbar festgesetzt sowie Abweichungen be-
gründet werden müssten. 
13 Fundstelle für die umfangreiche Änderung vom 10.12.2014: BGBl. I S. 2187 ff. 
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Die Leistungen zum Lebensunterhalt14 werden demnach angehoben: (Alleinstehende) Flüchtlinge 

sollen nunmehr 359 Euro monatlich bei Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen er-

halten. Der Betrag setzt sich zusammen aus 

- dem notwendigen Bedarf von 216 Euro (Ernährung, Kleidung, Gesundheitspflege, Gebrauchs- 

und Verbrauchsgüter), 

- einem Bargeldbedarf von 143 Euro. 

 

Die Kosten für Wohnung und Heizung sowie für Hausrat werden zusätzlich übernommen.  

 

Die Wartefrist wird deutlich verkürzt: Die Wartefrist ist die Zeit, in der keine Leistungen nach dem 

SGB II bzw. SGB XII, sondern nur Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gezahlt 

werden. Sie wird von 48 Monaten deutlich auf 15 Monate gekürzt. Zukünftig werden also schneller 

Leistungen entsprechend der Sozialhilfe gewährt.  

 

Kinder erhalten vom ersten Tag an Leistungen für Bildung und Teilhabe.  

 

Wer mit einem humanitären Aufenthaltstitel (vgl. 4.1 „sonstiger Flüchtling“) bereits länger als 18 

Monate in Deutschland lebt oder Opfer von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung ist, dem steht 

bei Bedürftigkeit zukünftig Grundsicherung oder Sozialhilfe zu.  

 

Die optionale Einführung einer Gesundheitskarte wird derzeit beim Bund geprüft. Danach soll eine 

Abrechnung der Gesundheitskosten gegen Erstattung durch die Unterbringungsbehörden über die 

Krankenkassen ermöglicht werden.  

 

 

8. Kindergarten und Schule 
 

Flüchtlingskinder können wie alle ausländischen Kinder eine Kindertagesbetreuung in Anspruch 

nehmen, wenn sie rechtmäßig oder auf Grund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnli-

chen Aufenthalt in Deutschland haben. In der Regel sind diese Voraussetzungen erfüllt, wenn im 

Rahmen des Asylverfahrens eine Aufenthaltsgestattung nach § 55 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) 

erteilt wurde, die Familie die Erstaufnahmeeinrichtung verlassen hat und in der zugewiesenen 

Kommune untergebracht ist. Ab diesem Zeitpunkt gelten uneingeschränkt die gleichen Rechte auf 

Bildung, Erziehung und Betreuung der betroffenen Kinder wie für inländische Kinder, also der 

Rechtsanspruch auf Betreuung ab Vollendung des 1. Lebensjahres bis zum Schuleintritt sowie die 

                                                      
14 ausweislich der „Bekanntmachung über die Höhe der Leistungssätze nach § 14 des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes für die Zeit ab 1. März 2015“ des BMAS vom 16. Januar 2015 ( BGBl. I S. 25) 
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bedarfsgerechte Versorgung mit einem Hortplatz. Die Finanzierung der Plätze erfolgt wie für alle 

anderen Kinder durch Landeszuschuss, Gemeindeanteil, Eigenanteil freier Träger und Eltern-

beitrag. Da für die Eltern von Flüchtlingskindern i. d. R. die Zahlung eines Elternbeitrages nicht 

zumutbar ist, wird dieser gemäß § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII vom zuständigen Jugendamt über-

nommen. 

 

Gemäß §§ 26, 28 Schulgesetz (SchulG) besteht für Schüler mit Migrationshintergrund im Freistaat 

Sachsen Schulpflicht unabhängig vom Aufenthaltsstatus. Wie in anderen Bundesländern auch, ist 

somit die schulische Integration dieser Schüler eine Regelaufgabe des Bildungssystems. Zur Absi-

cherung dieser Aufgabe liegt im Kita-Bereich der Sächsische Bildungsplan zu Grunde und im 

Schulbereich die sächsische Konzeption zur Integration von Migranten als einheitliches und klar 

strukturiertes Handlungskonzept für alle Schularten. 

 

Die schulische Integration – die Unterrichtsabsicherung im Fach Deutsch als Zweitsprache (DaZ) 

und die Aufnahme in Vorbereitungs- und Regelklassen – ist in der Folge des Anstiegs der Schüler 

vor allem in den Großstädten eine große Herausforderung, die die zuständigen staatlichen Schul-

behörden mit großen Anstrengungen bewältigen werden. 

 
Entwicklung der Schülerzahlen im Bereich DaZ9F

15  
    

 
2012/2013 2013/2014 2014/2015* 

Anzahl Migranten10F

16 17.340 19.118 22.900 

    +10,3 % zum Vorjahr +16,5 % zum Vorjahr 

davon Schüler in  Vorberei-

tungsklassen 

und Vorbereitungs- 

gruppen 

981 1.218 2.577 

    +24,2 % zum Vorjahr +72,8 % zum Vorjahr 

Anzahl Vorbereitungsklassen 

und Vorbereitungsgruppen 
96 110 15517 

    +14,6 % zum Vorjahr +40,9 % zum Vorjahr 

 

                                                      
15 DaZ = Deutsch als Zweitsprache. Der „Lehrplan Deutsch als Zweitsprache“ spricht von drei Etappen der 
sprachlichen Integration: 1. Vorbereitung auf die schrittweise Integration in die Regelklasse, 2. Vorbereitung 
auf die vollständige Integration in die Regelklasse, 3. Weitere Förderung der Deutschkenntnisse nach der 
vollständigen Integration in die Regelklasse. 
16 Schüler mit Migrationshintergrund sind in Sachsen jene, die zwei- und mehrsprachig aufwachsen und 
selbst oder deren Eltern (bzw. ein Elternteil) oder Großeltern nach Deutschland zugewandert sind, ungeach-
tet ihrer gegenwärtigen Staatsangehörigkeit und ungeachtet ihres Aufenthaltsstatus. 
Diese Erfassung erfolgt aus datenschutzrechtlichen Gründen an den Schulen auf freiwilliger Basis. 
17 Zwischenzeitliche Veränderung nicht ausgeschlossen 
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Dieser Schüleranstieg wird sich fortsetzen und in den nächsten Jahren verstetigen. Daraus ergibt 

sich ein steigender Unterrichtsbedarf im Fach Deutsch als Zweitsprache. Zum Vergleich: Die Zahl 

der Schüler an öffentlichen Schulen in Sachsen beträgt 382.000, damit besitzen 6 % davon  

(= 22.900) einen Migrationshintergrund. 
 

 2012/2013 2013/2014 2014/2015* 

 DaZ 1,2 DaZ3 gesamt DaZ 1,2 DaZ3 gesamt DaZ 1,2 DaZ3 gesamt

GS 680 2175 2855 836 2485 3320 1354 2803 4157 

OS 1050 904 1953 1172 1126 2297 1652 1202 2854 

GYM 6 383 389 2 582 584 1 730 731 

FS 35 181 216 45 200 245 46 264 310 

Summe 1771 3642 5413 2054 4393 6447 3054 4998 8052 

     
+19,1 % zum Vor-

jahr 
 

+24,9 % zum 

Vorjahr 
 

Quelle: SaxSVS jeweils 2. Stichtag; * für 2014/2015 Stichtagserhebung noch nicht abgeschlossen 

Zum Bereich der berufsbildenden Schulen liegen keine Daten vor (keine Abbildung mit SaxSVS) 

 

 

9. Arbeit und Ausbildung  
 

Gemäß § 61 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) 12F

18 darf der Asylbewerber keine Erwerbstätigkeit aus-

üben, solange er verpflichtet ist, in der Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen. Im Übrigen kann ei-

nem Asylbewerber, der sich seit drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, die Ausübung 

einer Beschäftigung erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch 

Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung einer Beschäftigung ohne Zustimmung der 

Bundesagentur zulässig ist.  

 

Anerkannte Asylbewerber und syrische Flüchtlinge nach dem bundesweiten Aufnahmeverfahren 

haben einen sicheren Aufenthaltsstatus und können sich um Arbeit und Ausbildung bewerben.  

                                                      

18 § 61 Erwerbstätigkeit 

(1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der Ausländer keine Erwerbstä-
tigkeit ausüben. 
(2) Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, ab-
weichend von § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt werden, wenn 
die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung 
der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Ein geduldeter oder recht-
mäßiger Voraufenthalt wird auf die Wartezeit nach Satz 1 angerechnet. Die §§ 39 bis 42 des Aufenthaltsge-
setzes gelten entsprechend. 
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Langfristig Geduldete, die ohne eigenes Verschulden nicht in ihr Heimatland zurückreisen können, 

erhalten ebenfalls einen sicheren Aufenthaltsstatus und können damit einer Beschäftigung nach-

gehen.  

 

Asylbewerber und  Geduldete haben keinen gesicherten Aufenthaltsstatus; der Aufenthalt eines 

Asylbewerbers ist gestattet. Wenn ein Asylbewerber oder Geduldeter eine Ausbildung auf (relativ) 

sicherer Ausbildungsgrundlage absolvieren will, muss der Asylbewerber aus einem Land mit einem 

sehr hohen Wahrscheinlichkeit der Anerkennung (z. B. Syrien) kommen, so dass der Aufenthalt, 

wenn nicht rechtlich, so doch faktisch hoch gesichert ist. Auf dieser Grundlage werden im Projekt 

„Jeder hat Potentiale“ des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und der Bunde-

sagentur für Arbeit (BA), das vom Sächsischen Staatsministerium des Inneren unterstützt wird, 

Auszubildende ausgesucht. Die Arbeitsagenturen vor Ort wählen die Projektteilnehmer aus und 

sind auch verantwortlich für Kontaktaufnahme, Vermittlung und Integrationsleistung in den Ar-

beitsmarkt. Die Teilnahme am Pilotprojekt "Jeder Mensch hat Potenzial" erfolgt auf freiwilliger Ba-

sis. Sie steht nicht im Zusammenhang mit dem Asylverfahren und hat keinerlei positive oder nega-

tive Konsequenz für dessen Ausgang. Für Sachsen ist an der Projektumsetzung die Regionalstelle 

Chemnitz des BAMF mit dem Pilotstandort Dresden beteiligt. 

 

 

10. Sicherheit 
 
Die in den letzten Monaten steigende Anzahl von Asylbewerbern ist nicht nur für Bund, Länder und 

Kommunen mit besonderen Herausforderungen verbunden, sondern auch für die Sicherheitsbe-

hörden. Zum einen hat sich die Polizei einem anwachsenden Demonstrationsgeschehen zu stellen. 

Zum anderen gefährdet eine kleine Gruppe von Mehrfach- und Intensivtätern, die für eine nicht 

unerhebliche Anzahl der durch Asylbewerber begangenen Straftaten verantwortlich ist, die Solida-

rität für alle Asylbewerber.  

 

Im Jahr 2013 sind in der Polizeilichen Kriminalstatistik des Freistaates Sachsen 3.794 Straftaten 

(ohne ausländerrechtliche Verstöße)19 erfasst, bei denen Asylbewerber als Tatverdächtige ermittelt 

wurden. 1.635 dieser Straftaten sind 162 Mehrfach-/Intensivtätern zuzuordnen, die damit für über 

43 Prozent aller durch Asylbewerber begangenen Straftaten verantwortlich sind.  

 

Von den 162 mehrfach/intensiv straffälligen Asylbewerbern haben  

 120  sechs bis zehn Straftaten, 

   30  elf bis 20 Straftaten und 

   12 mehr als 20 Straftaten innerhalb des Jahres 2013 begangen.  
                                                      
19 Das sind 2,3 Prozent der im Jahr 2013 im Freistaat Sachsen insgesamt aufgeklärten 165.322 Straftaten. 
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Aufgeschlüsselt nach Straftatenobergruppen/Straftaten ergibt sich folgendes Bild:  

 

Ermittelte tatverdächtige Asylbewerber20 mit mehr als fünf Straftaten 
ohne Berücksichtigung ausländerrechtlicher Verstöße in Sachsen 

 

Tatverdächtige (TV) nach Straftatenobergruppe/Straftat  
  2013 2012 2011 2010 2009 

TV mit Straftaten gegen das Leben - - - - 3 
TV mit Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 2 6 3 2 2 
TV mit Rohheitsdelikte, Straftaten gegen die 88 66 39 18 31 
persönliche Freiheit   
  darunter Körperverletzung 73 57 28 15 23 
TV mit Diebstahl ohne erschwerende Umstände 148 84 65 22 32 
TV mit Diebstahl unter erschwerenden Umständen 84 53 44 17 14 
  darunter Diebstahl an/aus Kfz 12 11 9 3 3 
TV mit Ladendiebstahl insgesamt 140 74 65 19 24 
VT mit Vermögens- und Fälschungsdelikte 125 78 50 15 26 
  darunter Beförderungserschleichung 119 69 46 11 18 
TV mit sonstige Straftatbestände StGB 85 63 35 15 32 
  darunter Widerstand gegen die Staatsgewalt 52 35 20 7 18 
                und Straftaten gg. d. öffentl. Ordnung   
                Sachbeschädigung 36 35 17 11 16 
TV mit Straftaten gegen strafrechtliche Nebengesetze 43 20 9 5 11 
  darunter Rauschgiftdelikte 43 19 8 4 9 
TV insg. ohne ausländerrechtl. Verstöße 162 103 70 32 44 

 
Deliktische Schwerpunkte stellten Ladendiebstahl, Körperverletzungen, Rauschgiftdelikte, Wider-

standshandlungen sowie Straftaten gegen die öffentliche Ordnung, aber auch Beförderungser-

schleichungen, die aufgrund der ggf. unterschiedlichen strafrechtlichen Bewertung in anderen Kul-

turkreisen einer gesonderten Betrachtung bedürfen, dar.  

 

Von Januar bis September 2014 ist die Anzahl der durch mehrfach/intensiv straffällige Asylbewer-

ber in Sachsen begangenen Straftaten nochmals angestiegen. Mit 2.367 Fällen wurde bereits das 

Niveau des gesamten Vorjahres (1.635 Fälle) überschritten.  

 

Auf diese Entwicklung gilt es durch die zuständigen Behörden (Polizei, Staatsanwaltschaften, 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie Ausländerbehörden) angemessen zu reagieren. 

Zugleich wird deutlich, dass Asylbewerber in der großen Mehrheit gerade nicht straffällig werden 

und sich an Recht und Gesetz in Deutschland halten. 

 

Seit Dezember 2014 werden mehrfach/intensiv straffällige Asylbewerber unter Führung der Krimi-

nalpolizei in Sachsen täterorientiert bearbeitet. Dazu erfolgte eine Bündelung von Beamten mit 

speziellem Wissen und Erfahrungen im Ausländer-/Asylverfahrensrecht.  

                                                      
20 Bei den ermittelten Tatverdächtigen liegt eine echte Tatverdächtigenzählung vor. Das heißt, jede Person wird pro 

Straftatenobergruppe/Straftat und bei den Straftaten insgesamt jeweils nur einmal gezählt, kann aber in verschiedenen 
Deliktgruppen auftreten. Eine Summierung der Angaben einzelner Straftatenobergruppen/Straftaten ist deshalb nicht 
zulässig. 
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Um alle strafrechtlich relevanten Aspekte einer konzentrierten Bearbeitung zuzuführen, wurden die 

bisher in unterschiedlichen Dienststellen auf verschiedenen Ebenen in Abhängigkeit des jeweils zu 

bearbeitenden Deliktes geführten Ermittlungsverfahren bei der Polizei in einer Hand zusammenge-

führt. Die Ermittlungsergebnisse werden mit dem Ziel der beschleunigten justiziellen Bearbeitung 

der Strafverfahren an die Staatsanwaltschaften abgegeben. 

  

Letztendlich gilt es bei mehrfach/intensiv straffälligen Asylbewerbern auch die rechtlichen 

Möglichkeiten zur Ausweisung/Abschiebung konsequent zu nutzen. Da die Möglichkeiten dazu im 

laufenden Asylverfahren äußerst begrenzt sind, bedarf es einer schnellstmöglichen Entscheidung 

des Asylantrags. Sobald dieser abgelehnt worden ist, besteht für den Ausländer grundsätzlich eine 

Ausreisepflicht. 

 

Allerdings muss bei Straftätern regelmäßig geprüft werden, ob der Ausweisung/ Abschiebung ein 

Strafverfolgungsanspruch entgegensteht. Zur Vereinfachung des Verfahrens hat die 

Generalstaatsanwaltschaft Dresden für den Freistaat Sachsen ein generelles Einvernehmen zur 

Ausweisung/Abschiebung für die Fälle erteilt, in denen grundsätzlich kein überwiegendes 

öffentliches Interesse an der Strafverfolgung besteht (z. B. Fahren ohne Fahrerlaubnis sowie 

Diebstahl, Betrug und Leistungserschleichung bis zu einer Wertgrenze von 50 Euro). 

 

 

11. Leistungen des Freistaates und der Kommunen 
 

Folgende Leistungen wurden vom Freistaat Sachsen und den Kommunen für die Aufgabe der 

Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern und Flüchtlingen bereitgestellt bzw. sind mit 

dem nächsten Doppelhaushalt - vorbehaltlich einer Beschlussfassung des Sächsischen Landtages 

- vorgesehen:  

 

- Erhöhung Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG)-Pauschale: Die Landesausgaben steigen auf 

Grund der Erhöhung der Pauschalen von 1.500 EUR auf 1.900 EUR je Quartal  

(= 7.600/Person/Jahr) sowie aufgrund von steigenden Empfängerzahlen erheblich an. Die 

Mehrkosten gegenüber der bisherigen Pauschale betragen bei 13.000 Leistungsempfängern 

20,8 Mio. EUR = Einigung im FAG-Spitzengespräch. Die Anhebung der Pauschale erfolgt im 

SächsFlüAG im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes (HBG).  

 

- Soziale Betreuung von Asylbewerbern21  Staatsministerin für Gleichstellung und In-

tegration  

                                                      
21 In Kapitel 0810, Titelgruppe 51 enthalten, s. S. 20 
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Diese beinhaltet nicht nur die soziale Betreuung, sondern auch Pilotprojekte und Spracherwerb 

(neben Sprachunterricht Sächsisches Staatsministerium für Kultus, s. Kap. 8) 

 

 2015 2016 

Haushaltsmittel  4 Mio. EUR 7 Mio. EUR 

Verfahren: FöRiLi SMGI FöRiLi SMGI 

 

- Sprachunterricht für Asylbewerber  

75 % Bund/AMIF, 25 % Kofinanzierung Land (Sächsisches Staatsministerium für Kultus) 

apl VE iHv 450 TEUR am 21. November 2014 durch SMF gem. § 38 II, 37 I SäHO bewilligt. 

Fälligkeiten: 

 

Kap./Titel 2015 2016 2017 

05 03 633 81 150 TEUR 150 TEUR 150 TEUR 

 

- Investitionspauschale (= Ergebnis FAG-Spitzengespräch) 

Die Aufgabenträger erhalten eine Investitionspauschale in Höhe von 18 Mio. EUR im Jahr 2015 

und 15 Mio. EUR im Jahr 2016. Die Verteilung erfolgt nach den in den Kreisen und Kreisfreien 

Städten untergebrachten Asylbewerbern der vier Stichtage im Jahr 2014. 

 

- Bedarfszuweisung (= Ergebnis FAG-Spitzengespräch) 

Die Aufgabenträger erhalten aus Bedarfszuweisungen jeweils drei Mio. EUR in den Jahren 

2015 und 2016. Es besteht Einvernehmen, dass auf dieses Instrument ab 2017 nicht zurückge-

griffen werden soll. Die Verteilung erfolgt nach den in den Kreisen und Kreisfreien Städten un-

tergebrachten Asylbewerbern der vier Stichtage im Jahr 2014. 

 

- Soziale Betreuung sowie Maßnahmen zur gesellschaftlichen Integration  Staatsminis-

terin für Gleichstellung und Integration 

 

Kap. Titel Jahr Betrag 

Kapitel 08 10 TG 51 Asyl 
2015 6,5 Mio. EUR 

2016 9,5 Mio. EUR 

 

 
   

Für 2013:  Sonderbedarfszuweisung, Höhe 15 Mio. EUR  

Für 2014:  Investitionspauschale für die Instandsetzung, Erneuerung und Erstellung von Ein-

richtungen und Anlagen der infrastrukturellen Grundversorgung für kreisliche Aufga-

ben, Höhe 20 Mio. EUR  
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12. Lenkungsausschuss und Verbändegespräche 
 

Der Sächsischen Staatsregierung kommt eine wichtige, unterstützende, aber auch koordinierende 

Rolle zu. Dies ergibt sich aus der mehreren Ressorts obliegenden fachlichen Zuständigkeit für 

Fragen der Aufnahme und Betreuung von Asylbewerbern und Flüchtlingen, aber auch aus der ge-

leisteten Unterstützung der unterbringungspflichtigen Kommunen bei der Organisation der Unter-

bringung. Auch die kommunale Seite fordert angesichts der Entwicklung der Zahl der Asylsuchen-

den und Flüchtlinge im Freistaat Sachsen ein koordiniertes Vorgehen der mit der Unterbringung 

und Betreuung befassten staatlichen und kommunalen Stellen. Voraussetzung dafür, dass der 

Staat dieser Rolle gerecht werden kann, ist eine effiziente Projektorganisation. 

 

Auf Einladung des Ministerpräsidenten fand am 24. November 2014 ein Gespräch zwischen den 

Landkreisen, den Kreisfreien Städten, den kommunalen Landesverbänden, dem Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge, den Maltesern als Bewirtschafter der Erstaufnahmeeinrichtung des Frei-

staates in Chemnitz sowie der Landesdirektion Sachsen statt. Seitens der Staatsregierung nah-

men die Sächsischen Staatsminister für Gleichstellung und Integration, des Innern, für Soziales, 

für Kultus, der Finanzen, für Wirtschaft und Arbeit, der Justiz sowie der Chef der Staatskanzlei teil.  

Neben einem Erfahrungs- und Informationsaustausch der am Verfahren Beteiligten verständigten 

sich die Teilnehmer auf die Einrichtung eines regelmäßig tagenden Lenkungsausschusses Asyl 

sowie auf regelmäßige Verbändegespräche.  

 

Der Lenkungsausschuss Asyl dient der Abstimmung der auf staatlicher und auf kommunaler 

Ebene für das Verwaltungsverfahren, die Unterbringung und die soziale Betreuung der Flüchtlinge 

und Asylbewerber verantwortlichen Aufgabenträger. Zu den Aufgaben gehören unter Berücksichti-

gung der bestehenden gesetzlichen Rahmenvorgaben insbesondere  

 

- die einheitliche und landesweite Beantwortung und Koordinierung der wichtigsten Fragen zur 

Unterbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen, 

- die ressortübergreifende Koordinierung der in staatlicher Verantwortung liegenden Zuständig-

keiten für die Aufnahme, Unterbringung, soziale Betreuung und erste Integration von Asylbe-

werbern und Flüchtlingen und  

- die organisatorische Unterstützung der Kommunen bei der Aufgabe der Unterbringung und so-

zialen Betreuung von Asylbewerbern und Flüchtlingen. 
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Die Verbändegespräche dienen der Vernetzung aller mit Fragen der Einbindung, Betreuung und 

ersten Integration von Flüchtlingen und Asylbewerbern befassten gesellschaftlichen Akteure und 

Aufgabenträger. Ziel ist, einen breiten gesellschaftlichen Konsens für einen humanen, zugewand-

ten Umgang mit hinzukommenden Asylsuchenden und Flüchtlingen zu bilden und die Breite der 

Bevölkerung hinter diesem Konsens zu vereinen.  

 

Die Benennung der Akteure der Verbändegespräche erfolgt durch die jeweiligen Fachressorts. 

Beispielhaft seien genannt die Sozialverbände, die Kirchen, Jüdische Gemeinde, muslimische Or-

ganisationen, öffentliche Institutionen und Kammern, Universitäten, Landessportbund, zivilgesell-

schaftliche Gruppen, Vertreter von Flüchtlingsinitiativen etc.  

 

Die Verbändegespräche werden von der Sächsischen Staatsministerin für Gleichstellung und In-

tegration geführt. Ihr Büro unterstützt die Vorbereitung und Durchführung. Das Verbändegespräch 

sollte mindestens halbjährlich stattfinden, bei Bedarf ist eine engere Taktung, der erste Termin ist 

für März 2015 vorgesehen, möglich. 

 

 

 

 

Anlagen 

 

- Organigramm zur Einrichtung eines Lenkungsausschusses Asyl 

- Organigramm zur Einrichtung von Verbändegesprächen 
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